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EU-Finanzmarktkommissar Jonathan Hill hat am 

18. Februar 2015 das Grünbuch zur Kapitalmarkt-

union sowie zwei Konsultationen zu Verbriefun-

gen und zur Überarbeitung der Prospekt-RL vor-

gestellt. Auf Grundlage der Konsultationen wird 

die Kommission im Sommer 2015 einen Aktions-

plan vorlegen, der eine Roadmap und einen Zeit-

plan zur Errichtung einer Kapitalmarktunion bis 

2019 umfassen soll. Die Zielsetzung der Kommis-

sion in Sachen Kapitalmarktunion ist anspruchsvoll. 

Durch die Stärkung der Kapitalmarktfinanzierung 

sollen die Finanzierungsbedingungen für kleine 

und mittlere Unternehmen verbessert und die 

Krisenfestigkeit des Finanzsystems erhöht werden.  

 

Aus deutscher Sicht verwundert insbesondere die 

Diagnose einer zu starken Bankfinanzierung. In 

Deutschland hat die Kreditwirtschaft ihre Finan-

zierungsaufgabe auch während der Finanzkrise 

erfüllt. Die damals befürchtete Kreditklemme trat 

nicht ein. Heute ist der Finanzierungszugang aus 

Sicht der Unternehmen günstig wie noch nie. Die 

Mittelstandsfinanzierung in einem Bankensystem 

mit ausreichender Diversität und ausreichenden 

Kapitalpuffern, wie es in Deutschland mit dem 

Drei-Säulen-Modell gegeben ist, hat sich sehr gut 

bewährt.   

                      

Ungeachtet dessen können Schritte zum Abbau 

von Hemmnissen   bei   der   Kapitalmarktfinanzie-

rung von Vorteil sein.  

 

 

Diese müssen jedoch zielgerichtet erfolgen, sollten 

keine weiteren unnötigen Regulierungslasten mit 

sich bringen und müssen marktwirtschaftlichen 

Prinzipien folgen. Die Vorschläge der Kommission 

beispielsweise zu einer Novelle der Börsen-

prospekt-Richtlinie, zu einer Stärkung des Markts 

für hochwertige Verbriefungen oder des Cover-

ed-Bond-Marktes gehen in die richtige Richtung.  

Auf keinen Fall darf es aber zu einer politisch ge-

triebenen Bevorzugung der Kapitalmarktfinanzie-

rung auf Kosten der Kreditwirtschaft kommen, 

mit dem Ziel, die Finanzierungsstrukturen in den 

USA nachzuahmen. Die Folgen wären Fehlanreize 

für die Unternehmen und neue Stabilitätsrisiken 

infolge einer künstlichen Aufblähung der Kapital-

marktfinanzierung. 

Auch muss der Gesetzgeber konsistent handeln. 

Wenn Wege zur Erleichterung der Kapitalmarktfi-

nanzierung gesucht werden, sollte gleichzeitig 

geprüft werden, wo zu strenge oder zu bürokra-

tische Regulierungen die Mittelstandsfinanzierung 

über Banken belasten. Hier ist nach einer umfas-

senden Evaluierung eine deutliche Entschlackung 

der entsprechenden Vorschriften Aufgabe des 

Gesetzgebers. 
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Die EU-Kommission hat sich zum Ziel gesetzt, bis 

2019 eine europäische Kapitalmarktunion zu schaf-

fen. Kommissar Hill will die Schranken zwischen den 

28 nationalen Kapitalmärkten der EU-Staaten öff-

nen. Neben der Idee neuer Finanzierungs-

möglichkeiten sollte die aus Sicht des BVR in 

Deutschland bewährte Bankfinanzierung des Mit-

telstandes von der Kommission unterstützt werden. 

BVR-Position:  

Kommissar Hill sollte beim Projekt Kapital-

marktunion die sehr unterschiedlichen Struk-

turen der Mittelstandsfinanzierung in den EU-

Mitgliedsstaaten berücksichtigen. Für die über-

wiegende Zahl der deutschen Mittelständler 

stellt der Gang an den Kapitalmarkt keine ech-

te Alternative dar. Der BVR erwartet von der 

Kommission, dass bewährte Strukturen der 

bankbasierten Kreditfinanzierung gegenüber 

Kapitalmarktfinanzierungen nicht benachtei-

ligt werden. 

 

 

 

Kapitalmarktunion – Chancen und Herausforderungen 

mailto:politik@bvr.de


    

 Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken, Abteilung Geschäftspolitik / Kommunikation, 
Verbindungsstelle Parlament/ Europapolitik, Thomas Stammen (verantwortl.), Dr. V. Heegemann, Kamila Sösemann, Anne Schneider 

Schellingstr. 4 • 10785 Berlin • Telefon: +49 30 2021 1605 • Mail: politik@bvr.de • Internet: www.bvr.de 
 

Kurznachrichten: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Finanzanlagevermittler endlich der BaFin unterstellen  
Der Anlegerschutz auf dem Grauen Kapitalmarkt muss dringend gestärkt werden. Zahlreiche Maßnah-

men des vorliegenden Kleinanlegerschutz-Gesetzentwurfs gehen in die richtige Richtung. Dennoch kann 

dieses Ziel tatsächlich nur dann erreicht werden, wenn auch alle Akteure des Grauen Kapitalmarktes 

uneingeschränkt der laufenden Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) un-

terliegen. Der BVR spricht sich daher gemeinsam mit den Verbraucher- und den Kreditwirtschaftsver-

bänden dafür aus, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine einheitliche Aufsicht über Finanzanlagen-

vermittler bei der BaFin zu verankern. Dies schließt mit ein, dass Finanzanlagenvermittler die gleichen 

umfassenden Anforderungen erfüllen müssen, die bereits für Banken und Sparkassen gelten – insbeson-

dere die Vorgaben des Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG). 

 

Kompetenzgerechte Teilhabe an Führungspositionen  
 

Die Bundesregierung plant eine gesetzliche Frauenquote für Führungspositionen in der Privatwirtschaft 

und der Bundesverwaltung festzuschreiben. In der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken 

Raiffeisenbanken hat die berufliche Förderung weiblicher Mitarbeiter hohe Bedeutung. Im Interesse der 

Beschäftigten und Anteilseigner eines Unternehmens, aber auch der Allgemeinheit ist es jedoch erforder-

lich, dass die am besten geeigneten Personen für die Besetzung des Aufsichtsrats, des Vorstands und der 

obersten Managementebene ausgewählt werden. Ziel gesetzgeberischen Handelns sollte eine rein kom-

petenzgerechte und nicht eine genderspezifische Teilhabe an verantwortungsvollen Positionen in Unter-

nehmen sein. Da laut Kreditwesengesetz sehr hohe fachliche Anforderungen an die Eignung von Ge-

schäftsleitern und Aufsichtsräten eines Kreditinstituts gestellt werden, sollte die gesamte, stark regulierte 

Kreditwirtschaft – analog der vom Gesetzgeber für die meisten Sparkassen vorgesehenen Freistellung – 

von der Festlegung von Anteilszielgrößen ausgenommen sein. 

 
BVR-Broschüre mit finanzmarktpolitischen Positionen   
 

Die Broschüre mit dem Titel „Informationen und Argumente des BVR für die 8. Legislaturperiode des 

Europäischen Parlamentes und die neue Amtszeit der Europäischen Kommission 2014-2019“ stellt die 

wichtigsten aktuellen Dossiers aus Sicht des BVR dar. 16 bankpolitische Themen werden dort kurz und 

klar dargelegt, unter anderem Themen wie Bankenunion, Einlagensicherung, Basel-III-Umsetzung, das 

Handeln der Aufsichtsbehörden EBA und ESMA, Trennbanken, Zahlungsverkehr, Kapitalmarktregulie-

rung, Finanztransaktionssteuer. Mit diesen Positionen will der BVR Informationen und Anstöße geben 

für eine Regulierung mit dem klaren Ziel, Risiko und Haftung bei Banken besser in Einklang zu bringen. 

Nötig ist ein Regulierungswerk mit hinreichender Differenzierung, das Inkonsistenzen und Doppelregu-

lierungen soweit wie möglich vermeidet und die wechselseitigen Abhängigkeiten der Finanzmarktregu-

lierung beachtet. Die Broschüre ist auf der BVR-Homepage unter „Positionen“ zu finden. 

Der Bundesverband der Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken (BVR) ist der Spitzenverband 

der genossenschaftlichen Kreditwirtschaft in Deutschland. Dazu zählen die rund 1.078 Volksbanken und 

Raiffeisenbanken, Sparda-Banken, PSD Banken, Kirchenbanken und weitere Sonderinstitute wie die Deut-

sche Apotheker- und Ärztebank. Präsident des BVR ist Uwe Fröhlich. Weitere Mitglieder des Vorstandes 

sind Gerhard Hofmann und Dr. Andreas Martin. Der BVR vertritt bundesweit und international die Inte-

ressen der Genossenschaftlichen FinanzGruppe Volksbanken Raiffeisenbanken. Innerhalb der Gruppe 

koordiniert und entwickelt der BVR die gemeinsame Strategie der Volksbanken und Raiffeisenbanken. Er 

berät und unterstützt seine Mitglieder in rechtlichen, steuerlichen und betriebswirtschaftlichen Fragen. 

Beim BVR ist zudem die Sicherungseinrichtung der genossenschaftlichen FinanzGruppe – das älteste Ban-

kensicherungssystem Deutschlands – angesiedelt. Der BVR ist aktiv in Berlin, Bonn, Brüssel und London. 

Informationen zum BVR und seinen Themen erhalten Sie über politik@bvr.de oder unter +49 (0)30 / 

2021-1605 oder auf der Website www.bvr.de. 
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